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Antrag der Fraktion UWG Hilter - hilfsweise des Ratsmitgliedes Jan
Sicars -vom 25.10.2021 auf Besetzung der Ausschiisse nach dem
Hare-Niemeyer-Verfahren

Sachverhalt:

Der Antrag der Fraktion UWG-Hilter, hilfsweise des Ratsmitgliedes Jan Sicars, ist dieser Vor-
lage beigefligt worden.

Es wird beantragt, dass der Rat der Gemeinde Hilter fir die kommende Wahlperiode die
Sitzzuteilung abweichend von der geltenden gesetzlichen Regelung nach der Berechnung
Hare-Niemeyer vornimmt.

Das fir die Sitzverteilung in den Ausschissen anzuwendende Verfahren wurde durch eine
Anderung des Nieders. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) mit Wirkung vom
01.11.2021 auf das d"'Hondtsche Hochstzahlverfahren abgeandert.

Eine Gesetzesabweichung ware durch den § 71 Abs. 10 in Verbindung mit § 75 Abs. 2 Satz
1 des NKomVG madglich. Danach kann ein abweichendes Verfahren fir die Ausschisse und
den Verwaltungsausschuss (Hauptausschuss) beschlossen werden. Ein abweichendes Ver-
fahren erfordert einen einstimmigen Ratsbeschluss.

Grundlage fur das kommunale Handeln der Organe und Gremien ist das NKomVG. Das letz-
te Anderungsgesetz ist durch das Landesparlament auf den Weg gebracht und letztlich im
Oktober 2021 verabschiedet und verdffentlicht worden. Zur weiteren Information wird im An-
hang die Erlauterung zur Gesetzesanderung aus der Landtagsvorlage 18/9075 zur Verfu-
gung gestellt.

Die Regelung, dass jeder Fraktion oder Gruppe, auf die kein Sitz entfallt, in den Ausschus-
sen ein Grundmandat (Rederecht, aber kein Stimmrecht) zusteht, bleibt unverandert.

Uber den Antrag ist im Rat abzustimmen.

V.

gez. U. Ruter

Anlagen: Antrag der UWG Hilter / Jan Sicars




Zur Information:

Auszug aus der Landtagsdrucksache 18/9075 zur Anderung des NKomVG:

§71

a) Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

aa) Die Sétze 2 bis 3 erhalten folgende Fassung:

,2Die Sitze eines jeden Ausschusses werden auf die Fraktionen und Gruppen nach der Rei-
henfolge der Hbéchstzahlen verteilt, die sich durch Teilung der Mitgliederzahlen der Fraktio-
nen und Gruppen durch 1, 2, 3 und so weiter ergeben.

3Uber die Zuteilung Ubrig bleibender Sitze entscheidet bei gleichen Hbéchstzahlen das Los.*

Zu Nummer 11 (§ 71):

Zu den Buchstaben a und b:

Die Anderungen des § 71 bedeuten die Umstellung des Sitzverteilungsverfahrens fiir die
Ausschusse auf das d"Hondtsche Hochstzahlverfahren. Dieses Verfahren ist eher geeignet,
stabile Mehrheitsverhaltnisse in den Ausschissen zu gewahrleisten als das bisherige Ver-
fahren Hare-Niemeyer. Die Entwicklung hin zu einer verstarkten Fragmentierung der kom-
munalen Vertretungen durch eine Zunahme der jeweils vertretenen Gruppierungen ist unbe-
stritten. Die Mitwirkung eines groReren Kreises von Fraktionen, Gruppen oder Einzelabge-
ordneten in der Vertretung fuhrt in aller Regel zu einer schwerfalligeren Meinungsbildung.
Das gilt ebenso fur die Tatsache, dass der organisatorische und

finanzielle Aufwand fir die Vorbereitungen und Durchfihrung der Sitzungen dadurch steigt.
Vor diesem Hintergrund ist die Sitzverteilung nach dem d’Hondtschen Verfahren eine Mal}-
nahme, um entsprechende Erschwernisse zu reduzieren. Fraktionen und Gruppen, die bei
der Sitzverteilung leer ausgehen, haben wie bisher Anspruch auf ein sogenanntes Grund-
mandat. Die verfassungs- und verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung halt nach gegenwar-
tigem Stand neben anderen Sitzzuteilungsverfahren auch das d"Hondtsche Hochstzahlver-
fahren fur verfassungsrechtlich zulassig (vgl. Nachw. zur Wahl von Parlamentsausschiussen
- BVerfGE 130, 318, 354 ff.; umfassende weitere Nachw. bei Theodor Elster, D’Hondt,
Hare/Niemeyer und Saint-Lagué bei Kommunalwahlen in Deutschland, 2016, S. 81 ff.). Inso-
fern liegt die Entscheidung, welches Sitzzuteilungsverfahren angewendet werden soll,
grundsatzlich, d. h. in den Grenzen jener Anforderungen,

in der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers.



	Zuständig
	Typ
	Datum
	Ostatus
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung

